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	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(15)	Meldungen der zuständigen Behörden oder von Europol stellen ein wirksames und schnelles Mittel dar, um die Hostingdiensteanbieter auf die konkreten Inhalte ihrer Dienste aufmerksam zu machen. Neben den Entfernungsanordnungen sollte dieser Mechanismus, mit dem Hostingdiensteanbieter auf Informationen aufmerksam gemacht werden, die als terroristische Inhalte angesehen werden können und deren Vereinbarkeit mit ihren Nutzungsbedingungen sie somit freiwillig prüfen können, weiterhin verfügbar sein. Es ist wichtig, dass Hostingdiensteanbieter solche Meldungen vorrangig prüfen und rasch Rückmeldung zu den getroffenen Maßnahmen geben. Die endgültige Entscheidung darüber, ob der Inhalt aufgrund der Nichtvereinbarkeit mit den Nutzungsbedingungen entfernt wird oder nicht, bleibt beim Hostingdiensteanbieter. Das in der Verordnung (EU) 2016/79413 festgelegte Mandat von Europol bleibt von der Durchführung dieser Verordnung im Hinblick auf die Meldungen unberührt.
	[bookmark: _GoBack](15)	Meldungen der zuständigen Behörden stellen ein wirksames und schnelles Mittel dar, um die Hostingdiensteanbieter vor potenziellen terroristischen Inhalten in ihren Diensten zu warnen. Dieser Mechanismus, mit dem Anbieter die Vereinbarkeit eines bestimmten Inhalts mit ihren Nutzungsbedingungen freiwillig prüfen können, hat sich als schnelles, effizientes und wirksames Instrument für die Bekämpfung terroristischer Online-Inhalte erwiesen und sollte zusätzlich zu den Entfernungsanordnungen weiterhin verfügbar sein. Es ist wichtig, dass Hostingdiensteanbieter solchen Meldungen Vorrang einräumen und rasch Rückmeldung zu den getroffenen Maßnahmen geben. Die endgültige Entscheidung darüber, ob der Inhalt mit den Nutzungsbedingungen vereinbar ist, und die daraufhin ergriffene Maßnahme – die Entfernung oder die weitere Online-Bereitstellung des Inhalts – bleiben im Ermessen des Hostingdiensteanbieters. Der reine Erhalt einer Meldung an sich sollte nicht automatisch als tatsächliche Kenntnis einer illegalen Aktivität oder Information durch den die Meldung erhaltenden Hostingdiensteanbieter gelten, da hierfür eine Einzelfallbewertung des gemeldeten Inhalts erforderlich ist.

	_________________
	

	13 Verordnung (EU) 2016/794 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 über die Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung (Europol) und zur Ersetzung und Aufhebung der Beschlüsse 2009/371/JI, 2009/934/JI, 2009/935/JI, 2009/936/JI und 2009/968/JI des Rates (ABl. L 135 vom 24.5.2016, S. 53).
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	1.	Die zuständige Behörde ist befugt, Entscheidungen zu erlassen, mit denen Hostingdiensteanbieter verpflichtet werden, terroristische Inhalte zu entfernen oder zu sperren.
	1.	Die zuständige Behörde ist befugt, eine Entfernungsanordnung auszustellen, mit der Hostingdiensteanbieter verpflichtet werden, terroristische Inhalte zu entfernen oder in allen EU-Mitgliedstaaten zu sperren.
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	Artikel 4a

	
	Konsultationsverfahren für Entfernungsanordnungen

	
	1. Zeitgleich mit der Übermittlung einer Entfernungsanordnung an den Hostingdiensteanbieter gemäß Artikel 4 Absatz 5 legt die ausstellende Behörde der gemäß Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe a zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem der Hostingdiensteanbieter seine Hauptniederlassung hat, eine Kopie dieser Entfernungsanordnung vor.

	
	2. Wenn die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem der Hostingdiensteanbieter seine Hauptniederlassung hat, berechtigten Grund zu der Annahme hat, dass sich die Entfernungsanordnung auf grundlegende Interessen dieses Mitgliedstaats auswirken könnte, unterrichtet sie die zuständige ausstellende Behörde.

	
	3. Die ausstellende Behörde berücksichtigt diese Umstände und zieht die Entfernungsanordnung erforderlichenfalls zurück oder passt sie entsprechend an.
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	1.	Die zuständige Behörde oder die zuständige Einrichtung der Union kann eine Meldung an einen Hostingdiensteanbieter richten.
	1.	Die zuständige Behörde oder Europol kann eine Meldung an einen Hostingdiensteanbieter richten, wenn sie bzw. es zu der Auffassung gelangt ist, dass ein bestimmter Inhalt gegen die Nutzungsbedingungen des Hostingdiensteanbieters verstößt.
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	6.	Der Hostingdiensteanbieter unterrichtet die zuständige Behörde oder die zuständige Einrichtung der Union unverzüglich über das Ergebnis der Prüfung und den Zeitpunkt etwaiger aufgrund der Meldung ergriffener Maßnahmen.
	6.	Der Hostingdiensteanbieter unterrichtet die zuständige Behörde oder Europol auch in den Fällen, in denen keine Maßnahme ergriffen wurde, unverzüglich über das Ergebnis der Prüfung und den Zeitpunkt etwaiger aufgrund der Meldung ergriffener Maßnahmen.
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	6a.	Die Hostingdiensteanbieter haften nicht allein für die Einhaltung der Bestimmungen dieses Artikels.
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	7.	Ist der Hostingdiensteanbieter der Auffassung, dass die Meldung nicht genügend Informationen enthält, um die gemeldeten Inhalte prüfen zu können, so teilt er dies unverzüglich den zuständigen Behörden oder der zuständigen Einrichtung der Union mit und gibt an, welche weiteren Informationen oder Klarstellungen benötigt werden.
	7.	Ist der Hostingdiensteanbieter der Auffassung, dass die Meldung nicht genügend Informationen enthält, um die gemeldeten Inhalte prüfen zu können, so teilt er dies unverzüglich den zuständigen Behörden oder Europol mit und gibt an, welche weiteren Informationen oder Klarstellungen benötigt werden.
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	1.	Die Hostingdiensteanbieter ergreifen gegebenenfalls proaktive Maßnahmen, um ihre Dienste vor der Verbreitung terroristischer Inhalte zu schützen. Die Maßnahmen müssen wirksam und verhältnismäßig sein, wobei dem Risiko und Ausmaß der möglichen Beeinflussung durch terroristische Inhalte, den Grundrechten der Nutzer sowie der grundlegenden Bedeutung der Meinungs- und Informationsfreiheit in einer offenen und demokratischen Gesellschaft Rechnung zu tragen ist.
	1.	Hostingdiensteanbieter, die mit terroristischen Inhalten konfrontiert sind, ergreifen gegebenenfalls spezifische Maßnahmen, um ihre Dienste vor der Verbreitung terroristischer Inhalte zu schützen. Die Maßnahmen müssen wirksam, zielgerichtet und verhältnismäßig sein, wobei dem Risiko und Ausmaß der möglichen Beeinflussung durch terroristische Inhalte und insbesondere den Grundrechten der Nutzer sowie der grundlegenden Bedeutung der Meinungsfreiheit und der Freiheit zum Empfang und zur Mitteilung von Nachrichten oder Ideen in einer offenen und demokratischen Gesellschaft Rechnung zu tragen ist.
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	Im Fall einer Unterrichtung nach Artikel 4 Absatz 9 fordert die in Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c genannte zuständige Behörde den Hostingdiensteanbieter auf, innerhalb von drei Monaten nach Eingang der Aufforderung und danach mindestens einmal jährlich einen Bericht über die von ihm ergriffenen spezifischen proaktiven Maßnahmen, einschließlich der Verwendung automatisierter Werkzeuge, vorzulegen, um
	Im Fall einer Unterrichtung nach Artikel 4 Absatz 9 kann die in Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c genannte zuständige Behörde den Hostingdiensteanbieter auffordern, einen Bericht vorzulegen. Ist eine solche Aufforderung ergangen, legt der Hostingdiensteanbieter seinen Bericht über die von ihm ergriffenen spezifischen Maßnahmen innerhalb von drei Monaten nach Eingang der Aufforderung und danach in regelmäßigen Abständen vor.
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	(a)	ein erneutes Hochladen von Inhalten, die zuvor entfernt oder gesperrt wurden, weil sie als terroristische Inhalte erachtet werden, zu verhindern;
	entfällt
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